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Weniger Nachwuchs, älter, weiblicher und bunter. 
Mit diesen vier Stichworten lassen sich der Sta-
tus quo und die Entwicklungen der vergangenen 
10 Jahre im Öffentlichen Dienst in Baden-Würt- 
temberg beschreiben. Sichtbar wird dieser Trend 

durch die amtliche Personalstandstatistik sowie 
ergänzend durch Auswertungen des Mikrozen-
sus. Diese Entwicklungen stellen die Personal- 
politik in den Behörden vor Herausforderungen, 
bieten aber auch Möglichkeiten. 
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1) Davon waren 62 % Frauen und 38 % Männer. Diese Zahl von 
485 985 Beschäftigten beinhaltet Kernhaushalt und die Eigenbe-
triebe des Landes sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Rechtlich selbstständige öffentlich-rechtliche Einrichtungen des 
Landes und der Gemeinden und die Sozialversicherungen sind 
nicht enthalten.

2) Soweit nicht anders angegeben, beziehen sich die Auswertungen 
auf die Daten der Personalstandstatistik.

Weniger Nachwuchs – älter – weiblicher
2017 arbeiteten im Öffentlichen Dienst in Baden-
Württemberg 485 985 Beschäftigte.1)2) Knapp über 
die Hälfte (54 %) dieser Beschäftigten verteilte sich 
auf Landesbehörden und -betriebe, 46 % auf Ge-
meinden und Gemeindeverbände. Im Vergleich zum 
Jahr 2007 ist der Anteil der Beschäftigten im Öffent-
lichen Dienst um 6,6 Prozentpunkte angestiegen. 

Fokussiert man die Altersstruktur in den Behörden 
insgesamt, konzentrierten sich 40 % der Beschäf-
tigten in der Altersgruppe der 50-Jährigen und  
älteren. Diese schiefe Verteilung zeigt sich insbe-
sondere auf der kommunalen Ebene, auf der 44 % 
der Beschäftigten dieser Altersgruppe zuzuordnen 
waren, aber nur jeweils 16 % der Gruppe der 
15- bis unter 30-Jährigen bzw. der 30- bis unter 
40-Jährigen. Entsprechend lag das Durchschnitts-
alter in diesen Behörden und Verbänden bei 45 Jah-
ren, was im zehnjährigen Vergleich einen Zuwachs 
von 1,6 Jahren bedeutet. In den kommenden Jah-
ren ist folglich mit erheblichen Verrentungswellen 
zu rechnen, denen nicht ausreichend Nachwuchs-
kräfte entgegenstehen. 

Auf Ebene der Landeseinrichtungen ist die Alters-
struktur ausgeglichener: Einem guten Drittel (36 %) 

50-Jähriger und Älterer stehen 40 % unter 40-Jäh-
rige gegenüber (darunter 17 % unter 30-Jährige). 
Entsprechend konnten die Verwaltungen auf Lan-
desebene eine leichte Senkung des Durchschnitts-
alters von 44,1 auf 43,6 Jahre in den vergangenen 
10 Jahren verbuchen.

Ein für Landesbehörden und -betriebe sowie  
Gemeinden und Gemeindeverbände ähnliches 
Bild zeigt sich bei der Zusammensetzung des 
Nachwuchskräftepotentials. Dieser Nachwuchs 
ist weiblich dominiert. 42 % der Frauen in den 
Landeseinrichtungen konzentrierten sich in der 
Altersgruppe der unter 40-Jährigen und 35 % der 
beschäftigten Frauen in den Kommunen. Dem- 
gegenüber standen 36 % beschäftigte Männer in 
dieser Altersgruppe in den Landeseinrichtungen 
und 27 % in den Kommunen.
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Vielfalt im Land – Vielfalt in den Behörden? 
2017 lebten in Baden-Württemberg 30,9 % Men-
schen mit Migrationshintergrund. Diese Vielfalt spie-
gelt sich in den Verwaltungen des Landes nicht wider. 
Im gleichen Jahr hatten nach Auswertungen des Mi-
krozensus 16,2 % der Beschäftigten im Öffentlichen 
Dienst einen Migrationshintergrund. Ein Anstieg um 

1,8 Prozentpunkte kann seit dem Jahr 2013 verzeich-
net werden. In Anbetracht des in Zukunft steigenden 
Personalbedarfs und im Bestreben, die Vielfalt des 
Landes auch in seinen Behörden sichtbar zu machen, 
kann in der Gewinnung von Migrantinnen und Mi-
granten für den Öffentlichen Dienst Potential liegen.

Arbeitszeitarrangements
Frauen arbeiten im Öffentlichen Dienst nach wie 
vor überwiegend in Teilzeitarrangements. 55 % 
der in den Behörden Baden-Württembergs be-
schäftigten Frauen waren in Teilzeit erwerbstätig, 
aber nur 14 % der Männer. Aufschlussreich ist die 
Betrachtung der Arbeitszeitarrangements von 
Frauen und Männern im Öffentlichen Dienst über 
den Erwerbsverlauf hinweg.

Während zu Beginn ihres Erwerbsverlaufs Frauen 
und Männer im Alter zwischen 15 bis unter 
30 Jahren gleichermaßen zu etwa 80 % in Voll-
zeit arbeiteten, reduzierten Frauen in der Alters-
spanne von 30 bis unter 40 Jahren ihren Er-
werbsumfang – genau in der Zeit, in der sie in 
der Regel Kinder bekommen. Im Alter von 
40 Jahren und mehr erhöht sich das Erwerbsvo-
lumen nicht wieder maßgeblich. Auf Landesebe-

ne war in der Altersgruppe der 40- bis unter 
50-Jährigen wieder ein leichter Anstieg des An-
teils vollzeitbeschäftigter Frauen zu beobachten, 
auf kommunaler Ebene verblieb der Anteil auf 
ähnlichem Niveau. 

Ursächlich für die über das Erwerbsleben an- 
haltende Reduktion der Arbeitszeit bei Frauen 
ist der Umstand, dass Frauen nach wie vor pri-
mär Aufgaben rund um Haushalt und Betreuung 
von Kindern übernehmen und sich für sie häufig 
die Pflege eigener Angehöriger an die Kinderbe-
treuung anschließt. Männer arrangieren sor-
gende Tätigkeiten eher um ihre Erwerbsarbeit 
herum.3)

3) Für Details: GesellschaftsReporte BW 1/2018 und 2/2018.
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Weniger Nachwuchs – älter – weiblicher –  
bunter … und nun? 

Der Status quo im Öffentlichen Dienst Baden-Würt- 
tembergs offenbart die anstehende Verrentungs- 
welle bei unzureichender Dichte von Nachwuchs-
kräften als Schwachstelle. So gilt es, das Wissen der 
ausscheidenden Belegschaft durch ein effektives 
Wissensmanagement zu sichern und zu transferie-
ren. Zudem sollte der Rekrutierung von Nachwuchs-
kräften Priorität eingeräumt werden. Hier steht der 
Öffentliche Dienst nicht zuletzt vor der Herausforde-
rung, mit der Privatwirtschaft zu konkurrieren. Eine 
Personalpolitik, die sich entlang der Lebensphasen 
der Belegschaft aufstellt, kann ein Ansatzpunkt sein. 
Die Personalstandstatistik zeigt aber auch Ressour-
cen auf, aus denen Behörden schöpfen können. Mit 

Blick auf die weibliche Belegschaft kann es ein Ge-
winn sein, Anreize zu schaffen, nach der betreu-
ungsintensiven Kleinkindphase in vollzeitnahe Ar-
beitszeitarrangements zurückzukehren. Dies kommt 
der Personaldecke zugute, aber auch den Rentenan-
sprüchen der Frauen. Ein weiterer Schritt ist die För-
derung von Frauen in Führungspositionen, auch 
durch die Schaffung familienfreundlicher Führungs-
modelle (beispielsweise Führen im Tandem). Die 
Rekrutierung von Menschen mit Migrationshinter-
grund kann ein weiterer Schritt zu mehr Vielfalt im 
Öffentlichen Dienst bedeuten.

Diese und weitere Themen, die sich an der aktu-
ellen Situation des Öffentlichen Diensts im Land ori-
entieren, bedient das Veranstaltungsformat „BW-
Forum Personalverantwortliche im Öffentlichen 
Dienst“, das von der FamilienForschung im Statisti-
schen Landesamt Baden-Württemberg und der 
Führungsakademie Baden-Württemberg im Auftrag 
des Sozialministeriums Baden-Württemberg konzi-
piert und durchgeführt wird. Der Branchentreff läuft 
seit 2013 und zieht Personalverantwortliche aus der 
gesamten Breite des Öffentlichen Diensts an. Das 
Format definiert sich durch wissenschaftliche 
Keynotes sowie praxis- und anwendungsorientierte 
Workshops und Fachforen.

Führung – eine Männerdomäne?!
2017 bekleideten nach Auswertungen des Mikro-
zensus 2,5 % der Beschäftigten im Öffentlichen 
Dienst4) eine Führungsposition mit Entscheidungs-
befugnis über Personal, Budget und Strategie. Be-
trachtet man das Geschlechterverhältnis in diesen 
Positionen, wird offensichtlich, dass sich der hohe 
Frauenanteil in den Verwaltungen nicht auf den Füh-
rungsebenen widerspiegelt. Nur ein gutes Drittel 
(38,5 %)5) der Führungspersonen war weiblich. So-
mit waren die Führungspositionen männlich domi-
niert. Auch der Blick in die Personalstandstatistik 
zeigt mit aufsteigender Eingruppierung eine Überre-
präsentanz männlicher Beschäftigter in Führungs-
positionen oder hochqualifizierten Tätigkeiten. Dies 

wird exemplarisch an der Besoldung der Beam-
tinnen und Beamten auf Landesebene sichtbar: 
Zum 30. Juni 2017 betrug der Frauenanteil in der 
Besoldungsstufe A13 62 %, bei einer A16-Besol-
dung lag er lediglich bei 23 %. Zum Vergleich: 2007 
lag der Frauenanteil mit einer A13-Besoldung bei 
58 % und mit einer A16-Besoldung bei 14 %.

4) Führungsaufgaben wurden hier über die Klassifikation der Berufe 
(KdlB 2010) abgebildet. Dabei wurden Erwerbstätige in der 
öffentlichen Verwaltung und im Wirtschaftsbereich Erziehung und 
Unterricht betrachtet. Zu letzterem gehören auch Erwerbstätige in 
privaten Einrichtungen. Da der Anteil der Erwerbstätigen im Öffent-
lichen Dienst in diesem Wirtschaftsbereich aber bei nahezu 70 % 
liegt, wurde dieser in die Auswertung einbezogen.

5) Eingeschränkte Aussagekraft aufgrund geringer Fallzahlen.


